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Einladung 
 
 
Hiermit lade ich zur Sitzung des Sparkassenzweckverbandes der Städte Hemer und 
Menden ein.  

 
Die Sitzung findet statt am 
 

13.06.2016, um 17.00 Uhr, 
 

im großen Veranstaltungsraum der Sparkasse Märkisches Sauerland Hemer - Menden,  
Hauptstraße 206, 

58675 Hemer. 
 
 

Menden, 02.05.2016 
 
 
gez. Martin Wächter 
Bürgermeister der Stadt Menden 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
 

Tagesordnung 

  
I. Öffentliche Sitzung 

 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit 

2. Wahl des Verbandsvorstehers und des stellvertretenden Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung 

3. Wahl des vorsitzenden Mitgliedes des Verwaltungsrates und des 2. stellvertretenden 
Vorsitzenden sowie Ergänzungswahl der Mitglieder des Verwaltungsrates und deren 
Stellvertreter 

4. Wahl des Beanstandungsbeamten im Verwaltungsrat der Sparkasse 

5. Wahl der Mitglieder der Verbandsversammlung des Sparkassenverbandes Westfalen-
Lippe (SVWL) 

6. Bericht über die geschäftliche Entwicklung im Jahr 2015 

7. Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2015 und Entlastung der Sparkassenorgane 

8. Verwendung des Jahresüberschusses für die Sparkasse Märkisches Sauerland 

Hemer - Menden 

9. Einhaltung der Empfehlungen des Corporate Governance Kodex für Sparkassen in 

NRW 

10. Verschiedenes 
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STADT HALVER 
 

 
1. 20. Änderung des Flächennutzungsplanes 
2. Bebauungsplan Nr. 28a „Baugebiet Heide“, 5. Änderung und Erweiterung  
 - Öffentliche Auslegung  - 

 
Der Rat der Stadt Halver hat in seiner öffentlichen Sitzung  am 02.05.2016 gemäß § 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) folgende Beschlüsse ge-
fasst: 
 
20. Änderung des Flächennutzungsplanes 

1.  Die Abgrenzung der 20. Änderung mit den erweiterten Grenzen des Geltungsbereiches werden entsprechend 
dem in der Sitzung vorgelegten Plan festgesetzt. 

2.  Es wird festgestellt, dass die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 BauGB und 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 BauGB entsprechend den Richtlinien durchgeführt worden ist. 

3.  Nachdem der Rat die vorgebrachten Anregungen und Hinweise geprüft hat, 
beschließt er entsprechend dem Ergebnis der Vorprüfung durch die Verwaltung. 

4.  Der in der Sitzung vorgelegte und erläuterte Vorentwurf der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Halver wird als Entwurf beschlossen. 

5.  Die Begründung vom 11.03.2016 ist gemäß § 5 Absatz 5 BauGB beigefügt. 
6.  Gemäß § 3 (2) BauGB beschließt der Rat die 20. Änderung des Flächennutzungs-planes der Stadt Halver und 

die Begründung vom 11.03.2016 öffentlich auszulegen. 
 

Bebauungsplan Nr. 28a „Baugebiet Heide“, 5. Änderung und Erweiterung 

1.  Die reduzierten Grenzen des Geltungsbereiches der Änderung werden gemäß dem vorliegenden Plan be-
schlossen.  

2.  Es wird festgestellt, dass die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 BauGB  
und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  
§ 4 BauGB entsprechend den Richtlinien durchgeführt worden ist.  

3.  Nachdem der Rat die vorgebrachten Anregungen und Hinweise geprüft hat, beschließt er entsprechend dem 
Ergebnis der Vorprüfung durch die Verwaltung.  

4.  Der in der Sitzung vorgelegte und erläuterte Vorentwurf wird als Entwurf beschlossen.  

5.  Die Begründung vom 11.03.2016 ist beigefügt.  

6.  Gemäß § 3 (2) BauGB beschließt der Rat die 5. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr.28a " 
Baugebiet Heide ", und die Begründung vom 11.03. 2016. 

 
Die Darstellung im Flächennutzungsplan soll durch diese 20. Änderung mit Vergrößerung der dargestellten ge-
werblichen Baufläche und einer Darstellung als Grünfläche geändert werden. 
 
Mit der Bebauungsplanänderung wird dem dort ansiedelnden Gewerbetrieb die Möglichkeit eröffnet, dass – bis-
her dreieckige - Grundstück wirtschaftlich sinnvoll zu erweitern. 
 
Die Geltungsbereiche der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplan Nr. 28a „Baugebiet 
Heide“, 5. Änderung und Erweiterung liegen nördlich der Danziger Straße. 
 (s. Planausschnitte). 
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Geltungsbereich der 20. Änderung FNP: 

 
 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 28a „Baugebiet Heide“, 5. Änderung und Erweiterung 

 
 
Die vom Rat der Stadt Halver beschlossenen Entwürfe der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes und  des 
Bebauungsplanes Nr. 28a „Baugebiet Heide“, 5. Änderung und Erweiterung liegen einschließlich der Begründun-
gen und der dazugehörigen Fachbeiträge gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
 

23. Mai 2016 bis 24. Juni 2016 einschließlich 

 
während der Dienststunden, montags bis mittwochs von 7.15 Uhr bis 12.30 Uhr und von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr, 
donnerstags von 7.15 Uhr bis 12.30 Uhr und von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr und freitags von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
im Verwaltungsgebäude von-Vincke-Straße 26, Zimmer 4, in 58553 Halver, öffentlich aus. 
 
Während der Auslegungsfrist können von jedermann Stellungnahmen abgegeben werden. 

Erweiterungsflächen 
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Im Rahmen der Erstellung der Bauleitpläne wurde eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wurden. Der 
Umweltbericht ist ein gesonderter Teil der Begründungen. Inhaltlich sind die Schutzgüter Mensch, Biotopbestand, 
Tiere und Pflanzen, Landschafts-/Ortsbild, Boden, Wasser, Luft und Klima sowie Kultur- und Sachgüter berück-
sichtigt worden. 
 
Folgende Arten von umweltbezogenen Informationen sind verfügbar und können während der öffentlichen Ausle-
gung eingesehen werden: 
 

Art der vorhandenen 

Information 

Urheber Thematischer Bezug 

Stellungnahme im Rah-

men der öffentlichen Aus-

lage 

Landesbetrieb Wald u. 

Holz NRW,  Regionalforst-

amt  Lüdenscheid 

Zu Waldflächen und Abständen zur Bebauung 

Stellungnahme im Rah-

men der öffentlichen Aus-

lage 

Landschaftsverband  

Westfalen-Lippe Archäologie 

für  Westfalen, Olpe 

Zu Bodendenkmälern und Bodenfunden  

Stellungnahme im Rah-

men der öffentlichen Aus-

lage 

• Bezirksregierung  

  Arnsberg, Siegen 

Zu Bodenordnungsverfahren und Flurbereinigungsplä-

nen  

Stellungnahme im Rah-

men der öffentlichen Aus-

lage 

• Märkischer Kreis,  

  Lüdenscheid 

Zur Wasserwirtschaft, zu Umweltprüfung,       

zu Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung, zu Wald, zu 

Grünflächen, zu Artenschutzprüfung,                           zu 

Immissionsschutz 

Begründung  • H + B Stadtplanung,  

  Köln   

Begründung vom 11.03.2016 zu Erschließung, zum 

Wasserschutz, zu Umweltauswirkungen, zum Immissi-

onsschutz, zu Auswirkungen auf Schutzgüter, zu Ver-

minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen, zu Aus-

gleichsbilanz zu Ausgleichsmaßnahmen, zu Anpflanzun-

gen.  

Fachplanung • Weluga Umweltplanung  

Weber Ludwig Galhoff & 

Partner, Dipl.-Biol.   Claudia 

Katzenmeier,  Bochum 

Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 BNatSchG. 

hier: Vorprüfung, Stufe I der ASP, Februar 2016 zu Bio-

toptypenkartierung und Tierarten wie Fledermäusen, Vö-

gel, Amphibien und Reptilien.  

Fachplanungen • Weluga Umweltplanung 

Weber Ludwig Galhoff & 

Partner, Dipl.-Biol. Claudia 

Katzenmeier, Bochum 

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag Februar 2016 

zu Biotoptypen, zu Landschaftsraumbewertung, zu 

Lebensraumfunktionen, 

zu Wasser, Klima und Luft.  

Fachplanungen • Ingenieurbüro Henrich,  

Dipl.-Ing. Gerald    

Henrich, Bochum 

Schalltechnische Untersuchung im Rahmen der Bau-

leitplanung. Bebauungsplan Nr. 28a, 5. Änderung 

und Erweiterung „Baugebiet Heide“, vom 21.03.2016 

zu Gewerbe- und Verkehrslärm. 

 
Es wird besonders darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschluss-
fassung über die 20. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 28a „Baugebiet Hei-
de“, 5. Änderung und Erweiterung unberücksichtigt bleiben können. 
 
Vorstehende Beschlüsse werden hiermit ortsüblich bekanntgemacht. 

 
Halver, 10.05.2016 

 
 Der Bürgermeister 

gez. Michael Brosch 
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10.  Änderung vom 02.05.2016 der Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung der Stadt Plettenberg 
über Ausnahmen nach dem Landes-
Immissionsschutzgesetz vom 03.05.2000 
 

Aufgrund der §§ 9 Abs. 3, 10 Abs. 4 des Gesetzes 
zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen 
und ähnlichen Umwelteinwirkungen (Landes-
Immississionsschutzgesetz – LImschG) vom 
18.03.1975 (GV.NRW.S.232/SGV NRW 7129) so-
wie der §§ 27 ff des Gesetzes über Aufbau und Be-
fugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehör-
dengesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.05.1980 (GV.NRW.S.528/SGV NRW 
2060) in den jeweils zur Zeit gültigen Fassungen 
wird vom Rat der Stadt Plettenberg gemäß Be-
schluss des Rates vom 26.04.2016 die 10. Ände-
rung der Verordnung beschlossen: 
 

Artikel I 
 

Die ordnungsbehördliche Verordnung wird in § 2 
Abs. 4 wie folgt geändert: 
 
(4) Für die Veranstaltung „Public Viewing“ des SC 
Plettenberg 1889 e.V. am Platz „Alter  
    Markt“  anlässlich der Fußballeuropameister-
schaft 2016 wird 
 
a) eine allgemeine Ausnahme i.S.d. § 9 Abs. 3 

Landesimmissionsschutzgesetz NRW von dem 
Verbot von Betätigungen, welche die Nachtruhe 
zu stören geeignet sind (§ 9 Abs. 1 Lan-
desimmissionschutzgestetz NRW) zugelassen, 
und zwar bis 24.00 Uhr für die Übertragung des 

Spiels, soweit mit deutscher Beteiligung,  
 

- am Sonntag, 12.06.2016  
 

- am Donnerstag, 16.06.2016 
 

- am Donnerstag, 30.06.2016 oder  
am Freitag, 01.07.2016 oder 
am Samstag, 02.07.2016 oder  
am Sonntag, 03.07.2016 
 

- am Mittwoch, 06.07.2016 oder 
am Donnerstag, 07.07.2016 
 

-    am Sonntag, 10.07.2016 
 

 

b) eine allgemeine Ausnahme i.S. d. § 10 Abs. 4 
Landesimmissionsschutzgesetz NRW von dem 
Verbot der Benutzung von Geräten, die der 
Schallerzeugung und Schallwiedergabe dienen 
(Musikinstrumente, Tonwiedergabegeräte und 
ähnliche Geräte) (§ 10 Abs. 1 Landesimmissi-
onsschutzgesetz NRW) zugelassen, und zwar 
für die Übertragung des Spiels, soweit mit deut-
scher Beteiligung, 

 
- am Sonntag, 12.06.2016, bis 24.00 Uhr

  
- am Donnerstag, 16.06.2016, bis 24.00 Uhr 

- am Dienstag, 21.06.2016, bis 22.00 Uhr 

 

- am Samstag, 25.06.2016, oder  
am Sonntag, 26.06.2016,  bis 22.00 Uhr 

 
- am Donnerstag, 30.06.2016 oder  

am Freitag, 01.07.2016 oder 
am Samstag, 02.07.2016 oder  
am Sonntag, 03.07.2016, bis 24.00 Uhr 

 
- am Mittwoch, 06.07.2016 oder 

am Donnerstag, 07.07.2016, bis 24.00 Uhr 

 
-     am Sonntag, 10.07.2016, bis 24.00 Uhr 

 

 
jedoch in der Zeit zwischen 22.00 Uhr und 24.00 
Uhr ohne gesonderte (d.h. über die Fernsehüber-
tragung hinausgehende) Musikdarbietung. 
 
Der § 2 Abs. 4 tritt mit Ablauf des 10.07.2016 außer 
Kraft. 

 
 

Artikel II 
 

Die ordnungsbehördliche Verordnung wird um den § 
2 Abs. 6 ergänzt: 
 

(6) Für die Veranstaltung des Spiels TSV O-
estertal e.V. gegen den FC Schalke 04 am 
Sportplatz in Plettenberg-Oesterau, O-
estertalstr. 83, am 01.07.2016 sowie das 
spielbegleitende Rahmenprogramm wird 

 
a) eine allgemeine Ausnahme i.S.d. § 9 

Abs. 3 Landesimmissionsschutzgesetz 
NRW von dem Verbot von Betätigungen, 
welche die Nachtruhe zu stören geeignet 
sind (§ 9 Abs. 1 Landesimmissionschutz-
gestetz NRW) zugelassen, und zwar bis 
24.00 Uhr  

 

b) eine allgemeine Ausnahme i.S. d. § 10 
Abs. 4 Landesimmissionsschutzgesetz 
NRW von dem Verbot der Benutzung von 
Geräten, die der Schallerzeugung und 
Schallwiedergabe dienen (Musikinstru-
mente, Tonwiedergabegeräte und ähnli-
che Geräte) (§ 10 Abs. 1 Landesimmissi-
onsschutzgesetz NRW) zugelassen, und 
zwar bis 24.00 Uhr. 

 

 
Der § 2 Abs. 6 tritt mit Ablauf des 
01.07.2016 außer Kraft. 
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Artikel III 
 

Die 10. Änderung der ordnungsbehördlichen Ver-
ordnung tritt eine Woche nach dem Tage der Ver-
kündung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
  
 
Hinweis: 

 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) gegen diese Verordnung 
kann nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt Plettenberg vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 

 
Plettenberg, 02.05.2016 
 
Der Bürgermeister 
 
-Schulte- 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Jahresabschluss 2014 des Seniorenzentrum 
Waldstadt, eine eigenbetriebsähnliche  

Einrichtung 
der Stadt Iserlohn 

 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2014 des Senio-
renzentrum Waldstadt Iserlohn, einer eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung der Stadt Iserlohn, ist vom 
Rat der Stadt am 15.03.2016 festgestellt worden. 
Der ausgewiesene Jahresüberschuss in Höhe von 
4.789,10 Euro wird in die  Gewinnrücklage des Se-
niorenzentrum Waldstadt Iserlohn eingestellt. Die 
Bilanzsumme zum 31.12.2014 beträgt 

10.674.426,70 Euro, das ausgewiesene Eigenkapi-
tal beträgt 2.115.114,92 Euro. 
 
Die GPA NRW ist gemäß §106 GO NRW gesetzli-
cher Abschlussprüfer des Betriebes Senioren-
zentrum Waldstadt Iserlohn. Zur Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WRG , Gü-
tersloh, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 30.11.2015 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht des Seniorenzentrum Waldstadt 
Iserlohn, Iserlohn, für das Geschäftsjahr vom 01.01. 
bis 31.12.2014 geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten, den Vorschriften der PBV und der Eigenbe-
triebsverordnung Nordrhein-Westfalen sowie den 
ergänzenden Regelungen in der Satzung liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung, eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht sowie über die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Seniorenzentrums 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB und § 106 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Feststellung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Seniorenzentrums sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in der Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwie-
gend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwänden geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
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resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und 
den Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
der Ertragslage des Seniorenzentrum Waldstadt 
Iserlohn. 
 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Seniorenzentrums und stellt 
die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“ 
 
Das GPA NRW hat mit dem Schreiben vom 
07.04.2016 den Prüfungsbericht der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft WRG ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. 
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
“Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. 
Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über 
die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei 
Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtun-
gen (JAP DVO)ist aus Sicht der GPA NRW nicht er-
forderlich.“ 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind in 
der Zeit vom 23.05.2016 bis 27.05.2016 öffentlich 
ausgelegt und können montags bis donnerstags von 
09.00 bis 16.00 Uhr und freitags von 09.00 bis 
12.00 Uhr im Seniorenzentrum Waldstadt Iserlohn, 
Verwaltung, eingesehen werden. 
Iserlohn, den 13.04.2016 
 
Dr. Peter-Paul Ahrens 
Bürgermeister 
 

 
 
 

 
 
 
 

Satzung gemäß § 23 (2) Denkmalschutzgesetz 
vom 11.05.2016 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV NW 
S. 666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
03.02.2015 (GV.NRW.S. 208) und des § 23 des 
Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der Denkmä-
ler im Lande Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutz-
gesetz - DSchG) vom 11.03.80 (GV NW S. 226) zu-
letzt geändert durch 1. ÄndG. Vom 16. Juli 2013 
(GV.NRW.S. 488) hat der Rat der Stadt Menden in 
seiner Sitzung am 19.04.2016 folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 
 

(1) Der Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 
ist für alle der Stadt Menden obliegenden Ent-
scheidungen nach dem Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) zuständig. 

 
§ 2 

 

(1) An den Entscheidungen des Ausschusses für 
Umwelt, Planen und Bauen zur Eintragung in 
die Denkmalliste können zusätzlich für die 
Denkmalpflege sachverständige Bürger mit be-
ratender Stimme teilnehmen.  

(2) Die für die Denkmalpflege sachverständigen 
Bürger erhalten Sitzungsgeld, Verdienstaus-
fallersatz und Fahrkosten in entsprechender 
Anwendung des § 10 der Hauptsatzung der 
Stadt Menden.  

 
§ 3 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher gültige 
Satzung gemäß § 23 (2) Denkmalschutzgesetz vom 
17.12.1980 außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehende Satzung der Stadt Menden (Sauer-
land) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergeben. 

 
Menden, 11.05.2016 
 
gez.Wächter 
Bürgermeister 
 
 
 

Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internet-
seite der Stadt Menden (Sauerland) unter 
„www.menden.de - Leben in Menden - Bür-
gerservice & Politik - Verwaltung - Rathaus“ ver-
öffentlicht.
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Am 23.05.2016, 17:00 Uhr, findet in den Sitzungs-
räumen 1 - 3 des Rathausgebäudes 1, Bahnhof-
straße 15, Meinerzhagen, eine Sitzung des Rates 
statt, zu der jedermann Zutritt hat. 
 

P r o g r a m m 

 
A) Stunde der Öffentlichkeit  
 
B) Tagesordnung  
 
 Öffentliche Sitzung  
 
 1. Sitzungsniederschrift Nr. 14 vom 

04.04.2016 
 

 
 2. Antrag SPD Fraktion 

hier: Prüfung der Erweiterung des 
Radwegenetzes 

 

 
 3. Antrag Linke & Piraten 

hier: Antrag zum Thema Stolperstei-
ne 

 

 
 4. Märkische Verkehrsgesellschaft 

GmbH - Stimmrechtsübertragung und 
Stimmbindungsvertrag 

 

 
 5. Schulentwicklungsplanung; 

Auflösung der Städtischen Gemein-
schaftsgrundschule Rothenstein mit 
Ablauf des Schuljahres 2016/2017 

 

 
 6. Neuanlage Spielplatz Werlsiepen  
 
 7. Renaturierung der Volme im Bereich 

des Wohnhauses Volmestraße 32 
 

 
 8. Bau von zusätzlichen Stellplätzen im 

Bereich des bestehenden Parkplat-
zes Kampstraße 

 

 
 9. Genehmigung des Dringlichkeitsbe-

schlusses über die Zustimmung zu 
einer überplanmäßigen Auszahlung 
gemäß § 83 Abs. 1 GO NRW für das 
Haushaltsjahr 2016 
„Sanierung Regenüberlauf Pie-
penströtken“ (Auftrag I 53801503) 

 

 
 10. Satzung über die Einbeziehung von 

Außenbereichsflächen in den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil 
"Lengelscheid" gemäß § 34 Abs. 4 
Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung) 
hier: A) Prüfung der und Entschei-
dung über die von Behörden/Trägern  
            öffentlicher Belange im Rah-
men der öffentlichen Auslegung  
            des Satzungsentwurfs vorge-

 

legten Stellungnahmen 
        B) Satzungsbeschluss 

 
 11. Satzung über die Einbeziehung von 

Außenbereichsflächen in den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil "Hö-
singhausen" gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 
3 BauGB (Ergänzungssatzung); 
hier: A) Prüfung der und Entschei-
dung über die von Behörden/Trägern  
            öffentlicher Belange im Rah-
men der öffentlichen Auslegung des  
            Satzungsentwurfs vorgeleg-
ten Stellungnahmen 
        B) Satzungsbeschluss 

 

 
 12. Regionale 2013-Projekt "Oben an 

der Volme", Innenstadt Meinerzha-
gen - Programm Urbanität; 
hier: Beschluss über die Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Qualifizie- 
        rung des Volksparks 

 

 
 12.1. Regionale 2013-Projekt "Oben an 

der Volme", Innenstadt Meinerzha-
gen - Programm Urbanität; 
hier: Beschluss über die Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Qualifizie- 
        rung des Volksparks 

 

 
 13. Regionale 2013-Projekt "Oben an 

der Volme" 
Innenstadt Meinerzhagen - Pro-
gramm Urbanität 
hier: Beschluss des Konzepts zur Vi-
talisierung und Aufwertung der  
        Fußgängerzonen "Derschlager 
Straße" und "Zur Alten Post" 

 

 
 13.1. Regionale 2013-Projekt "Oben an 

der Volme" 
Innenstadt Meinerzhagen - Pro-
gramm Urbanität 
hier: Beschluss des Konzepts zur 
Vitalisierung und Aufwertung der  
        Fußgängerzonen "Derschlager 
Straße" und "Zur Alten Post" 

 

 
 14. Bekanntgaben und Anfragen  
 
C) Stunde der Öffentlichkeit  
 
D) Tagesordnung  
 
 Nichtöffentliche Sitzung  
 
 15. Sitzungsniederschrift Nr. 14 vom 

04.04.2016 
 

 
 16. Grundstücksangelegenheiten  
 
 17. Grundstücksangelegenheiten  
 
 18. Grundstücksangelegenheiten  
 
 19. Grundstücksangelegenheiten  
 
 20. Grundstücksangelegenheiten  
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 21. Personalangelegenheit  
 
 22. Bekanntgaben und Anfragen  
 
 
Diese Bekanntmachung kann auch unter 
www.meinerzhagen.de eingesehen werden.  
 
Meinerzhagen, 12.05.2016 
 
gez. 
Nesselrath 
 
 
 
 

 
 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 
Sitzung des Rates der Stadt Iserlohn 

 
Dienstag, 24.05.2016, 17.00 Uhr 

Ratssaal des Rathauses, Schillerplatz 7,  
58636 Iserlohn 

 
Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil: 

 
 
1. 

Eröffnung der Sitzung 

 
 
2. 

Einwohnerfragestunde 

 
 
3. 

Umbesetzungen von Ausschüssen und sonsti-
gen Gremien 

 
 
4. 

Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der 
Stadt; 
hier: Teilnahme von Fraktionsmitarbeitern als 
Zuhörer an nichtöffentlichen Sitzungen des Ra-
tes und seiner Ausschüsse 

 
 
5. 

Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteu-
er in der Stadt Iserlohn (Wettbürosteuersatzung) 

 
 
6. 

Elternbeiträge für die Inanspruchnahme von 
Angeboten in Kindertageseinrichtungen, Kinder-
tagespflege, Offenen Ganztagsschulen und 
Schule von 8 bis 13 Uhr; 
hier: Satzungsänderung 

 
 
7. 

Brandmeldeanlagen in den Sammelunterkünften 

 
 
7.1. 

Brandmeldeanlagen in Sammelunterkünften, 
Bezug DS9/1034 
Ergänzende Stellungnahme 

 
 
8. 

1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 215 
"Bernhard-Hülsmann-Weg" 
gem. § 13a BauGB 
hier: a) Beratung über eingegangene Stellung-
nahmen 
        b) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 

 
 
9. 

7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 151 
"Ortskern Oestrich / Auf dem Beile" 
gem. § 13a BauGB 
hier: a) Aufstellungsbeschluss 
        b) Beratung über eingegangene Stellung-
nahmen 
        c) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 

 
 
10. 

Bebauungsplan Nr. 361 "Dröschede - Kamp-
straße / Rauhe Hardt" 
gem. § 13a BauGB 
hier: a) Beratung über eingegangene Stellung-
nahmen 
        b) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 

 
 
11. 

3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 122 
"Lössel - Kühlenberg" 
gem. § 13a BauGB 
hier: a) Beratung über eingegangene Stellung-
nahmen 
        b) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 

 
 
12. 

Bebauungsplan Nr. 360 Gewerbegebiet Hell-
weg - Kuhloweg; 1. Änderung gem. § 13a 
BauGB 
hier: Aufstellungsbeschluss 

 
 
13. 

7. Änderung des Bebauungsplans Nr. 201 
"Vinckestraße” gem. § 2 BauGB 
hier: Beschluss zur Beteiligung der Öffentlich-
keit (öffentlichen Auslegung) gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 

 
 
14. 

4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 196 
"Iserlohn Stadtkern” gem. § 2 BauGB 
hier: Beschluss zur Beteiligung der Öffentlich-
keit (öffentlichen Auslegung) gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 

 
 
15. 

Bebauungsplan Nr. 405 "Ehemalig Hänsel Tex-
til" 
Hier: 
Aufstellungsbeschluss 

 
 
16. 

84. Änderung des Flächennutzungsplans im 
Bereich "Aucheler Straße"  
gem. § 2 BauGB 
a) Beratung über eingegangene Stellungnah-
men 
b) Beschluss zur öffentlichen Auslegung 

 
 
17. 

Überplanung der Alexanderhöhe; 
hier: Massenstudie eines Anbaus an das 
Parktheater 

 

http://www.meinerzhagen.de/
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18. 

Kanal- und Straßenbaumaßnahmen Hohler 
Weg, An der Schlacht, Altstadt, Obere Mühle, 
Fritz-Kühn-Platz im Projektgebiet Soziale Stadt 
Änderung des Bauprogramms für die Straße 
"An der langen Hecke" 
hier: Bezug DS8/2413 

 
 
19. 

Projekt LenneSchiene - Lennepromenade in 
Iserlohn-Letmathe 
Bau der Stadtspange West (östlicher Teilbe-
reich) 
5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 160 
"Letmathe - Hagener Straße / Zentrum"  
gem. § 13a BauGb 
hier: Aufstellungsbeschluss 

 
 
20. 

Projekt LenneSchiene - Lennepromenade in 
Iserlohn-Letmathe 
Bau der Stadtspange West (westlicher Teilbe-
reich) 
5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 159 
"Letmathe - Alter Markt" 
gem. § 13a BauGB 
hier: Aufstellungsbeschluss 

 
 
21. 

Projekt LenneSchiene - Lennepromenade in 
Iserlohn-Letmathe 
Bau der Stadtspange Ost 
3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 162 
"Letmathe - Bahnhof / Lennebrücke" 
gem. § 13a BauGB 
hier: Aufstellungsbeschluss 

 
 
22. 

Soziale Stadt Iserlohn - Südliche Innenstadt / 
Obere Mühle; Sachstandsbericht 2015 
Bezug DS8/1372, DS8/1835, DS8/2046 und 
DS8/2602 

 
 
23. 

Wirtschaftsplan 2016 des Märkischen Stadtbe-
triebes Iserlohn/Hemer 

 
 
24. 

Beitritt des Märkischen Stadtbetriebes Iser-
lohn/Hemer zur KoPart eG 

 
 
25. 

Direktvergabe an die MVG Verkehrsgesell-
schaft GmbH als interner Betreiber; hier: 
Stimmrechtsübertragung und Stimmbindungs-
vertrag 

 
 
26. 

Beteiligung der Stadt Iserlohn über die Stadt-
werke Iserlohn GmbH an der Märkische Wind-
kraft Verwaltungs GmbH und der Windkraft 
Versetalsperre GmbH & Co. KG 

 
 
27. 

Elementerra GmbH; hier: Fortführung der Be-
teiligung und Anteilsveräußerung 

 
 
28. 

Erhöhung der Beteiligungsanteile an der Tele-
Mark Telekommunikationsgesellschaft Mark 
mbH 

 
 
29. 

Kurzinformation zur Bevölkerungsentwicklung 
2015 

 
 
30. 

Beitritt der Stadt Iserlohn zur Europäischen 
Städtekoalition gegen Rassismus (ECCAR); 
hier: Antrag der AfD-Fraktion vom 09.05.2016 

 

 
30.1. 

Ergänzungsantrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vom 11.05.2016 

 
 
31. 

Mitteilungen des Vorsitzenden und der Verwal-
tung 

 
 
32. 

Beantwortung von Anfragen 

 
Hinweis: 
Nach vorheriger Anmeldung (mindestens 1 Tag vor 
der Sitzung) bei der Stadtverwaltung 
Iserlohn (Tel. 217-2153) ist in der Zeit von 17.00 bis 
19.00 Uhr während der Sitzung eine 
Kinderbetreuung möglich. 
 
Nichtöffentliche Sitzung: 
Im anschließenden nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
werden Personal-, Finanz- und 
Vertragsangelegenheiten beraten. 
 
Iserlohn, den 12.05.2016 
Dr. Ahrens 
Bürgermeister 

 
 
 

 
 
 

Tagesordnung 
der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 

Rates der Stadt Lüdenscheid, 
am Montag, dem 23.05.2016, 17:00 Uhr, im 

Ratssaal 

 
 

A) Öffentliche Sitzung 

 
1.  

Öffentliche Fragestunde 

  
 
2.  

Prüfung der Möglichkeiten und Auswirkungen 
einer organisatorischen Zusammenführung der 
Fachdienste "Personal" und "Organisation und 
IT" 
Vorlage: 068/2016 

  
 
3.  

Kommunalinvestitionsförderungsgesetz NRW 
(KInvFöG NRW); hier: Beantragung von Zuwen-
dungen 
Vorlage: 079/2016 

  
 
4.  

Entgelt für die Mittagsmahlzeiten in städtischen 
Kindertageseinrichtungen 
Vorlage: 069/2016 

  
 
5.  

Umbesetzung von Ausschüssen; hier: Jugend-
hilfeausschuss 
Vorlage: 080/2016 

  
 
6.  

Bekanntgabe von über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen 
HJ 2016 und des HJ 2015 
Vorlage: 078/2016 
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7.  

Bekanntgaben, Beantwortung von Anfragen und 
Anfragen 

  

B)  Nicht öffentliche Sitzung 

 

 1. Vergaben von Lieferungen und Leistungen 

 2. Festlegung der zur Veröffentlichung freizuge-
benden Punkte der Tagesordnung 

 3. Bekanntgaben, Beantwortung von Anfragen 
und Anfragen 

 
Lüdenscheid, den 10.05.2016 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik „Aktuelles / Öf-
fentliche Bekanntmachungen“ eingesehen werden. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 

Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 
 

Feststellung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2014 

 
 
Gemäß § 103 Abs. 5 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
03.02.2015 (GV. NRW. S. 208) wurde die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Märkische Revision 
GmbH, Altena, durch Beschluss des Rechnungsprü-
fungsausschusses in der Sitzung am 25.01.2016 mit 
der Prüfung des Jahresabschlusses der Stadt Alte-
na (Westf.) zum 31.12.2014 beauftragt.  
 
Die Wirtschaftprüfungsgesellschaft hat am 
29.03.2016 einen uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt, den der Rechnungsprüfungsaus-
schuss am 14.04.2016 unverändert übernommen 
hat. 
 
Daraufhin hat der Rat der Stadt Altena (Westf.) in 
seiner Sitzung am 18.04.2016 folgenden Beschluss 
gefasst:  

 
„Der Rat stellt den Jahresabschluss für das 
Haushaltsjahr 2014 mit einer Bilanzsumme in 
Höhe von 147.526.606,75 € und einem Jahres-
fehlbetrag in Höhe von 4.327.789,82 € fest. Der 
nicht durch Eigenkapital gedeckte  Fehlbetrag  
in Höhe von 4.327.789,82 € wird auf der Aktiv-
seite der Bilanz unter Punkt  4 ( incl. Verlustvor-
trag 2013 ) und auf der Passivseite unter Punkt 
1.3 und 1.4 ( incl. Verlustvortrag 2013 ) ausge-
wiesen.Die Ratsmitglieder erteilen dem Bür-
germeister für das Haushaltsjahr 2014 die vor-
behaltlose Entlastung.“ 

 
Die nachstehende Schlussbilanz der Stadt Altena 
(Westf.) zum 31.12.2014 wird hiermit gemäß § 96 
Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie 
liegt zur Einsichtnahme ab sofort bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresabschlusses im Rathaus 
Altena, Lüdenscheider Str. 22, Zimmer 40, öffentlich 
aus. Zusätzlich kann sie im Internet unter 
www.altena.de eingesehen werden. 
 
Das Rathaus ist geöffnet: 

 

Montag – Freitag:    

9.00 – 12.00 Uhr 

 

Montag – Donnerstag:  

14.00 – 15.30 Uhr 

 

Altena (Westf.), 18.05.2016 

 
Dr. Hollstein 
Bürgermeister 

http://www.altena.de/
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Bekanntmachung 
 

Abstufung der Kreisstraßen K 11 und K 12 
 

zur Gemeindestraße in Balve-Garbeck 
 

durch den Neubau der Ortsumgehung Balve-Garbeck haben folgende Teilstrecken der K 11 und K 12 in Balve-
Garbeck ihre Verkehrsbedeutung verloren: 

K 11, von NK 4612 039                nach NK 4613 004 

von Stat. 0,000 nach Stat. 0,307 (Länge 0,307 km) 

K 11, von NK 4613 004                nach NK 4613 006 

von Stat. 0,000 nach Stat. 0,430 (Länge 0,430 km) 

K 12, von NK 4613 004                nach NK 4613 008 

Von Stat. 0,000 nach Stat. 0,580 (Länge 0,580 km) 

 
Gemäß § 8 Abs. 3 Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG NRW) in Verbindung mit § 41 Abs. 4 Verwaltungsver-
fahrensgesetz NRW werden die Straßenabschnitte mit Wirkung zum 1.07.2016 zur Gemeindestraße abgestuft. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist zu 

richten gegen die Bezirksregierung Arnsberg. Sie ist schriftlich beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 

59821 Arnsberg einzulegen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

 

Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, würde dessen Ver-

schulden ihnen zugerechnet werden. 

Lüdenscheid, 12.05.2016     
 
Märkischer Kreis 
        
Im Auftrag 
        
Manfred Fischer 
        
Gebäudemanager 
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Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 784 „Erweiterung Kreiskrankenhaus Hellersen“, 1. Änderung und 
Erweiterung - beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB sowie frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

 
 
Der Ausschuss für Stadtplanung und Umwelt der Stadt Lüdenscheid hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
04.11.2015 folgendes beschlossen: 
 
Beschluss: 

 
I Gemäß § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 
(BGBl. I S. 1748) soll der Bebauungsplan Nr. 784 „Erweiterung des Kreiskrankenhauses Hellersen“, 1. 
Änderung und Erweiterung für das nachstehend abgebildete Plangebiet aufgestellt werden. 

 

 
 
II Es wird festgestellt, dass der Bebauungsplan Nr. 784 „Erweiterung Kreiskrankenhaus Hellersen“, 1. Ände-

rung und Erweiterung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB erfolgen kann. Es ist gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung im Sinne des Ratsbeschlusses vom 28.04.1980 
durchzuführen. 

 
Ziel der Planung ist es, durch die Bebauungsplanänderung der Firma Wirtschaftsdienste Hellersen GmbH (WIDI) 
aus Gründen der Innenverdichtung sowie der Standort- und somit der Arbeitsplatzsicherung die betrieblich not-
wendige Erweiterung der Betriebsfläche am Stammsitz zu ermöglichen. 
 
Das Verfahren zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes wird als beschleunigtes Verfahren nach § 13 a BauGB 
durchgeführt. Von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB kann daher abgesehen werden. Ein Lärmgutach-
ten sowie die Versickerungs- und Entwässerungsprüfung sind seitens der Firma beauftragt worden. Eine Ver-
schattungsuntersuchung liegt vor. 
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Der an der Planung interessierten Öffentlichkeit soll gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen einer öffentlichen Anhö-
rung Gelegenheit zur Unterrichtung und Erörterung des künftigen Planinhaltes gegeben werden. Die Anhörung 
wird am 24. Mai 2016 um 18.00 Uhr im Raum 1 des ehemaligen Telekomgebäudes, Rathausplatz 2 b in Lüden-
scheid durchgeführt. 
 
Der Planentwurf kann am 23.05.2016 und am 24.05.2016 im Fachdienst Stadtplanung und Verkehr der Stadt Lü-
denscheid, Rathausplatz 2, in den Glasvitrinen zwischen den Räumen 534 und 537, während der Dienstzeit ein-
gesehen werden. 
 
Der vorstehende Aufstellungsbeschluss sowie der Beschluss zur Durchführung einer frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung werden hiermit ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Gem. § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-

geführt, 
b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-

gemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat die Beschlüsse des Ausschusses für Stadtplanung und 

Umwelt vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Lüdenscheid, 09.05.2016 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Aktuelles / Öffentliche 
Bekanntmachungen" eingesehen werden. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Satzung vom 09.05.2016 
zur Änderung der Satzung über die Gebühren der Musikschule 
und Entgeltordnung für sonstige Leistungen der Musikschule 

der Stadt Lüdenscheid vom 22.10.2013  

 
 
 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat am 25.04.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
Artikel 1 

 
Die Satzung über die Gebühren der Musikschule und Entgeltordnung für sonstige Leistungen der Musikschule 
der Stadt Lüdenscheid vom 22.10.2013 wird wie folgt geändert: 
 
Der Gebührentarif als Anlage zur Satzung über die Gebühren der Musikschule und Entgeltordnung für sonstige 
Leistungen der Musikschule der Stadt Lüdenscheid vom 22.10.2013 wird durch den beigefügten Gebührentarif 
ersetzt, der als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist. 
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Artikel 2 

 
Die Satzung tritt zum 01.08.2016 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-

geführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Lüdenscheid, 09.05.2016 
 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter www.luedenscheid.de in der Rubrik "Aktuelles / Öffentliche 
Bekanntmachungen" eingesehen werden. 
 
 
 
 
 
Gebührentarif 
als Anlage zur Satzung vom 09.05.2016 
zur Änderung der Satzung über die Gebühren der Musikschule und Entgeltordnung für sonstige Leistun-
gen der Musikschule der Stadt Lüdenscheid vom 22.10.2013 

 
Unterrichtsgebühr 

 
Gebühr 

pro Jahr 
Gebühr 

pro Monat 

1. im Elementarunterricht 

a) bei einer Unterrichtsstunde von 60 Minuten pro Woche in Gruppen ab 10 
Schülerinnen/Schülern 

252,00 € 21,00 € 

b) bei einer Unterrichtsstunde von 45 Minuten pro Woche in Gruppen unter 
10 Schülerinnen/Schülern 

252,00 € 21,00 € 

c) für die rhythmisch-musikalische Erziehung des Kindes mit einem er-
wachsenen Begleiter bei einer Unterrichtsstunde von 45 Minuten pro 
Woche in Gruppen ab 6 Kindern 
(Musikraupen, Musikbienen, Musikmäuse) 

252,00 € 21,00 € 

 

2. im Instrumental- und Vokalunterricht 

a) bei einer Unterrichtsstunde von 45 Minuten pro Woche 

 - in Gruppen ab 5 Schülerinnen/Schülern 288,00 € 24,00 € 
 - in Gruppen von 3 bis 4 Schülerinnen/Schülern 408,00 € 34,00 € 
 - im Gruppen-/Partnerunterricht (2 Schülerinnen/Schüler) 

in besonderen Ausnahmefällen als Einzelunterricht mit 22,5 Unter-
richtsminuten möglich 

552,00 € 46,00 € 

 - im Team-Teaching (einschließlich Mietinstrument) 480,00 € 40,00 € 
 - im Einzelunterricht 960,00 € 80,00 € 
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b) bei einer Unterrichtsstunde von 30 Minuten pro Woche 

 - im Gruppen-/Partnerunterricht (2 Schülerinnen/Schüler) 408,00 € 34,00 € 
 - im Einzelunterricht 690,00 € 57,50 € 

c) bei einer Unterrichtsstunde von 60 Minuten pro Woche 

 - in Gruppen von 3 Schülerinnen/Schülern 540,00 € 45,00 € 
d) Klassenunterricht (einschließlich Mietinstrument) 360,00 € 30,00 € 

 
3. in der studienvorbereitenden Fachausbildung (SVA) 

- nur nach Aufnahmegespräch möglich, Dauer 2 Jahre, sollte in eine 
Aufnahmeprüfung fließen 

- verpflichtender Inhalt: 
Einzelunterricht im Hauptfach mit 45 Minuten 
Einzelunterricht im Ergänzungsfach mit 30 Minuten 
Gruppenunterricht in Musiktheorie mit 45 Minuten 
Teilnahme am Ensemble / Chor 
Mitgestaltung von Vorspielen, Präsentation der Musikschule au-

ßer Haus 

1.140,00 € 95,00 € 

 
4. für den Unterricht in Musiktheorie 

(bei einer Unterrichtsstunde von 45 Minuten pro Woche) 
 - in Gruppen von mehr als 4 Schülerinnen/Schülern 150,00 € 12,50 € 
 - in Gruppen bis zu 4 Schülerinnen/Schülern 252,00 € 21,00 € 

 
5. im Ensembleunterricht 

(pro Woche) 
 - bis 60 Minuten 180,00 € 15,00 € 
 - mehr als 60 Minuten 252,00 € 21,00 € 

 
Gebühr 

pro 
Schulhalbjahr 

Gebühr 
pro 

Monat 
6. Instrumentensafari für Schülerinnen/Schüler und 

Erwachsene 

(15 x 60 Minuten) 
 - für Schülerinnen/Schüler 144,00 € 24,00 € 
 - für Erwachsene (inkl. Erwachsenenzuschlag) 187,20 € 31,20 € 

 
7. Unterricht à la Card 

(Erwachsene ab 25 Jahren, inkl. Erwachsenenzuschlag) 
 9 Unterrichtsstunden à 30 Minuten Einzelunterricht. 

Diese sind individuell nach Absprache mit der Lehrkraft innerhalb 
eines Schulhalbjahres zu nehmen. 

300,00 € 50,00 € 

 
8. Orchesterbeitrag 

gilt für folgende Orchester: 
- Akkordeon-Orchester, Jugendorchester, Blasorchester, Bigband 
Dieser Beitrag bezieht sich auf ein Schulhalbjahr, ist immer ganz zu 
tragen und wird nicht zurückerstattet. 

30,00 € 5,00 € 

 

9. Kooperationen 

a) Gebühren für Kooperations- oder Projektunterricht werden individuell festgelegt. 
 

b) JeKits 

 Das Landesprogramm ist nur in Verbindung mit einer teilnehmenden Grundschule möglich und wird zu 
gesonderten Bedingungen durchgeführt. 

 

10. Instrumentenmiete 

 - im ersten Jahr der Überlassung 6,00 € 
 - ab dem zweiten Jahr der Überlassung 16,00 € 
 - ab dem vierten Jahr der Überlassung 20,00 € 
 Die Miete ist bis zum Ende des Rückgabemonats zu entrichten. 

Die Mietinstrumente sind über die Musikschule versichert. 
Die Entstehung des Schadens muss schriftlich im Sekretariat eingereicht werden. Bei Schadensregulie-
rung über die Versicherung ist eine Selbstbeteiligung in Höhe von 50,00 Euro zu entrichten. Diese Ge-
bühr wird im Gebührenbescheid ausgewiesen. 



368 
 

Zuschläge 

 
Gebühr 

pro Jahr 
Gebühr 

pro Monat 
11. Nutzungsgebühr/Instrumentenbereitstellung 

für den Unterricht von Klavier und Keyboard 
aus Nummer 2 

Die Gebühr wird für alle Monate der Zahlungspflicht erhoben. 

24,00 € 2,00 € 

 
12. Investitionszuschlag 

für die Anschaffung von Instrumenten und 
Ausstattung von Unterrichtsräumen etc. 

für Schülerinnen/Schüler im Unterricht mit den Nummern 1 bis 3 und 6 

12,00 € 1,00 € 

 
13. Erwachsenenzuschlag 

Auf die Gebühren im Unterricht mit den Nummern 1 bis 5 wird für 
Schülerinnen/Schüler nach Vollendung des 25. Lebensjahres ein Zu-
schlag von 30 Prozent berechnet. 

+ 30 % + 30 % 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herausgeber: Märkischer Kreis – Der Landrat, 58509 Lüdenscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den Stadtverwal-
tungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung Lüdenscheid und im Internet unter www.maerkischer-kreis.de kostenlos erhältlich; auf 
fernmündliche oder schriftliche Anforderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das Bekanntmachungsblatt erscheint wö-
chentlich. 

http://www.maerkischer-kreis.de/

